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Auch wenn Deutschland seit dem Ende des „Kalten Krieges" von 
befreundeten und verbündeten Staaten umgeben ist, bedeutet dies 
nicht, daß ein Zeitalter des ewigen Friedens begonnen hat. Die Ost-
West-Konfrontation wurde durch regionale Krisenherde abgelöst. 
Zahlreiche nationale, ethnische und gesellschaftliche Konflikte, die 
derzeit im ehemaligen Jugoslawien und auch in anderen Teilen 
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Hauptaufgabe der Bundeswehr, das eigene Land und die westlichen 
Bündnispartner mit zu verteidigen, bleibt auch in Zukunft bestehen. 
Darüber hinaus werden nationale und internationale humanitäre 
Einsätze immer wichtiger. 

Im Zusammenhang mit den aktuellen Fragen über den 
gesellschaftlichen Stand und die Zukunft der Bundeswehr steht auch 
die in diesem Jahr stattfindende 4. sicherheits- und verteidigungs­
politische Tagung in Stuttgart. Der Landesgruppe Baden-Württem­
berg im Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e.V. 
ist es wieder gelungen, gemeinsam mit der Gesellschaft für Wehr­
und Sicherheitspolitik eine facettenreiche, interessante Veran­
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„Gesellschaftliche Rahmenbedingungen als Grundlage für die Er­
füllung des Auftrags der Soldaten" gewidmet. 
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Vorwort 

Die Landesgruppe Baden-Württemberg im Verband der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr e.V. und die Gesellschaft für Wehr- und Sicherheitspolitik e.V., Landesbereich 
Baden-Württemberg haben vom 09. Bis 11. Oktober 1997 ihren 4. Internationalen sicherheits-
und verteidigungspolitischen Kongreß in Stuttgart und Leonberg zum Thema 

Gesellschaftliche Rahmenbedingungen als Grundlage für die 
Erfüllung des Auftrages der Soldaten 

unter der Schirmherrschaft des Ministerpräsidenten des Landes Baden-Württemberg 
durchgeführt. 

Wir haben dieses Thema gewählt, um herauszustellen, daß zur Erfüllung der soldatischen 
Pflichten nicht nur die gesetzliche Legitimation genügt. Unabdingbare Voraussetzung ist auch 
die dauerhafte und enge Verbundenheit der Gesellschaft mit der Bundeswehr, ihren 
Wehrpflichtigen, Zeit- und Berufssoldaten. Die Pflicht, im äußersten Falle Leib und Leben 
einsetzen zu müssen, machen den Dienst des Soldaten zu einem ganz besonderen Dienst, der 
die Achtung und Wertschätzung aller Menschen in unserem Lande verdient. 

Es konnten hervorragende und sachkundige Referenten gewonnen werden. Sie haben das 
Thema nach allen Richtungen durchleuchtet und die Zusammenhänge in anschaulicher und 
beeindruckender Weise dargestellt. Ihnen gebührt unser besonderer Dank und unsere 
Anerkennung. 

Auf vielseitigen Wunsch legen wir erstmals eine Dokumentation vor, um einem breiten 
Publikum die Inhalte des Kongresses zugänglich zu machen. Sie ist zugleich ein Bekenntnis 
zur Wehrpflicht. 

Wir danken den Mitarbeitern der Bereichsgeschäftsstelle V im VdRBw e.V., die mit sehr viel 
Engagement die Manuskripte aufbereitet und diese Dokumentation erstellt haben. 

Peter Eitze 
Oberstleutnant d.R. und 
Landesvorsitzender VdRBw L 

Dr. Rudolf Wandel 
Oberst d.R. und 
Ehrenlandesvorsitzender GfW 

Stuttgart, im November 1997 



Grußwort des Schirmherrn des Kongresses 

Ministerpräsident des Landes Baden-Württemberg 

Erwin Teufel 

Auch wenn Deutschland seit dem Ende des „Kalten Krieges" von befreundeten und verbündeten Staaten 
umgeben ist, bedeutet dies nicht, daß ein Zeitalter des ewigen Friedens begonnen hat. Die Ost-West-
Konfrontation wurde durch regionale Krisenherde abgelöst. Zahlreiche nationale, ethnische und 
gesellschaftliche Konflikte, die derzeit im ehemaligen Jugoslawien und auch in anderen Teilen Europas 
ausgetragen werden, zeigen, daß Sicherheit längst nicht garantiert ist. 

Es ist unbestritten, daß die Bundeswehr als ein wesentlicher Bestandteil unserer Demokratie in den 
vergangenen vier Jahrzehnten einen maßgeblichen Beitrag zum Frieden in Europa geleistet hat. Eine 
Politik der Verteidigungs- und Versöhnungsbereitschaft machte diese lange Friedensperiode erst 
möglich. Die Hauptaufgabe der Bundeswehr, das eigene Land und die westlichen Bündnispartner mit zu 
verteidigen, bleibt auch in Zukunft bestehen. Darüber hinaus werden nationale und internationale 
humanitäre Einsätze immer wichtiger. 

Im Zusammenhang mit den aktuellen Fragen über den gesellschaftlichen Stand und die Zukunft der 
Bundeswehr steht auch die in diesem Jahr stattfindende 4. Sicherheits- und verteidigungspolitische 
Tagung in Stuttgart. 

Der Landesgruppe Baden-Württemberg im Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e.V. ist 
es wieder gelungen, gemeinsam mit der Gesellschaft für Wehr- und Sicherheitspolitik eine 
facettenreiche, interessante Veranstaltung zu organisieren. In diesem Jahr ist sie dem Thema 
„Gesellschaftliche Rahmenbedingungen als Grundlage für die Erfüllung des Auftrags der Soldaten" 
gewidmet. 

Als Schirmherr wünsche ich dem Kongreß einen guten Verlauf sowie allen Teilnehmern informative 
Vorträge und interessante Gespräche. 



Bei der Begrüßung: 

Landesvorsitzender VdRBw e.V. 
Oberstleutnant d.R. Peter Eitze 
(links) 

Kommandeur VBK 51 
und Hausherr der 
Theodor-Heuss-Kaserne 
Oberst Gerhard Bronisch 
(unten) 

Bilder: VBK 51 



Festvortrag 

Wehrpflichtarmee - Spiegelbild der Gesellschaft -
unsere Soldaten und ihre Probleme -

die gesellschaftliche Verbundenheit und Anerkennung 
als Voraussetzung für die soldatische Pflichterfüllung 

Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages 
Claire Marienfeld 

Es gilt das gesprochene Wort 

Herzlichen Dank für die Einladung Ihrer Landesgruppe im Verband der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr und Ihrem Landesbereich der Gesellschaft für Wehr- und Sicherheitspolitik! Daß ich die 
Gelegenheit habe, vor diesem Kreis zu sprechen, freut mich um so mehr, als die Bundeswehr ohne Sie, 
ihre Reservisten, nicht vorstellbar ist. 
Sind es doch die engagierten Reservisten der Bundeswehr, die besondere Verbundenheit zu unseren 
Streitkräften zeigen. Die vielfältigen Aktivitäten der in Ihren Verbänden organisierten Bürgerinnen und 
Bürger verdeutlichen, daß Sie sich mit unserer Bundeswehr über den aktiven Dienst hinaus verbunden 
fühlen. Diese Verbundenheit tut der Bundeswehr gut. Gewährleistet sie doch eine Einbindung der 
Streitkräfte in ihr familiäres und freundschaftliches Umfeld und damit in die Gesellschaft. Schließlich ist 
es wichtig, daß die Bundeswehr im Gespräch bleibt und in den Augen der Öffentlichkeit den richtigen 
Stellenwert einnimmt. 
Unsere Armee wirkt für Frieden, Freiheit und Menschenwürde. Sie ist, wie es der ehemalige 
Verteidigungsminister Georg Leber formulierte, ein natürlicher Teil unserer staatlichen Daseinsvorsorge. 
Die Reservisten der Bundeswehr leisten zu diesem Teil staatlicher Daseinsvorsorge einen 
maßgeblichen und unverzichtbaren Beitrag. Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Arbeit und Ihr Engagement 
im Interesse der guten Sache Bundeswehr. 
Die Einsätze im Rahmen der Vereinten Nationen in Kambodscha, Somalia, Kroatien und jetzt in Bosnien 
im Rahmen des deutschen IFOR/SFOR-Kontingents legen ein beredtes Zeugnis dafür ab, daß 
Reservisten auch für die Bewältigung der neuen Aufgaben der Bundeswehr unverzichtbar bleiben. 
Gerade in einer für die Bundeswehr bewegten Zeit, wie wir sie heute erleben, ist es sehr wichtig, daß 
sich alle darüber im klaren sind, vor welchen Herausforderungen unsere Soldaten stehen. Nur so haben 
diese den nötigen Rückhalt und die nötige Unterstützung, um die Zukunftsaufgaben zu bewältigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Thema meines heutigen Vortrages „Wehrpflichtarmee -
Spiegelbild der Gesellschaft - unsere Soldaten und ihre Probleme - die gesellschaftliche Verbundenheit 
und Anerkennung als Voraussetzung für die soldatische Pflichterfüllung" hat mich deshalb besonders 
angesprochen, weil es brandaktuell ist und die für die Bundeswehr entscheidende Frage nach ihrer 
Wehrform aufwirft. 
Diese Fragestellung hat auf den ersten Blick durchaus etwas für sich: 
Bis Anfang der 90er Jahre war das Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht auf dem europäischen Kontinent 
fest verwurzelte Tradition. Inzwischen haben jedoch unsere Nachbarn und NATO-Bündnispartner 
Belgien und die Niederlande die Wehrpflicht abgeschafft oder ausgesetzt und sich für 
Freiwilligenstreitkräfte entschieden. Auch in Frankreich und Spanien stehen Streitkräftereformen 
zugunsten einer Freiwilligenarmee bevor. Selbst der russische Präsident Jelzin hat im Frühsommer 
letzten Jahres die stufenweise Abschaffung der Wehrpflicht bis zum Jahre 2000 angekündigt. 
In unserer Gesellschaft besteht zwar nach wie vor ein merkbar breiter Konsens, an der allgemeinen 
Wehrpflicht festzuhalten. Angesichts der einschneidenden Wehrreformen in unseren Partner- und 
Nachbarländern ist es jedoch kein Wunder, wenn die Diskussion um die zukünftige Wehrform auflebt. 
Nicht zuletzt aufgrund des erweiterten Auftrags der Bundeswehr, der seinen Ausdruck in den 
verschiedenen internationalen Einsätzen im Rahmen der Vereinten Nationen oder der NATO findet, wird 
vereinzelt auch innerhalb der Streitkräfte der Sinn der Wehrpflicht in Deutschland in Frage gestellt und 
damit die Forderung nach einer „professionellen" Berufs- oder Freiwilligenarmee erhoben. 
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Ist deshalb die Wehrpflicht als Ausdruck einer wehrhaften Demokratie noch zeitgemäß? Oder hat sie 
sich überlebt als ein Relikt einer anderen historischen Epoche und vor allem des Kalten Krieges? Ohne 
Zweifel gehört der Kalte Krieg der Vergangenheit an. Eine unmittelbare Bedrohungssituation für 
Deutschland ist nicht mehr gegeben. 
Der Wegfall der Ost-West-Konfrontation führte bereits zu drastischen Truppenreduzierungen. So zählt 
die Bundeswehr noch knapp 340.000 Soldaten. Daneben sind erhebliche Einsparungen im 
Verteidigungshaushalt notwendig geworden und die immer noch hohe Zahl der wehrunwilligen jungen 
Männer schafft Probleme bei der personellen Bedarfsdeckung unserer Streitkräfte. Diese Entwicklung 
fordert kritische Fragen nach Sinn und Begründung der Wehrpflichtarmee Bundeswehr heraus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
lassen Sie mich hier klar feststellen: Ich bin für die Beibehaltung der Wehrpflichtarmee. Die allgemeine 
Wehrpflicht hat sich seit nunmehr 40 Jahren als eine gegenseitige Verpflichtung von Staat und Bürgern 
zum Schutz unserer freiheitlichen Grundordnung bewährt; dies gilt nach meiner festen Überzeugung 
auch für die Zukunft. Ich halte die Wehrpflicht für die beste aller Wehrformen. Die permanente 
Auseinandersetzung mit Wehrpflichtigen ist gut für das Innenleben der Streitkräfte und damit im Sinne 
der Inneren Führung auch wünschenswert. 
Ich darf in Erinnerung rufen: bereits beim Aufbau der Bundeswehr in den 50er Jahren hat sich die 
Bundesrepublik Deutschland für die allgemeine Wehrpflicht entschieden. Aus Schwierigkeiten und 
Rückschlägen, die seit der Einberufung der ersten wehrpflichtigen Rekruten vor 40 Jahren leider nicht 
ausgeblieben sind, ist die allgemeine Wehrpflicht eher gestärkt hervorgegangen. Sie ist ein 
Wesenselement der in vier Jahrzehnten gewachsenen Verteidigungskultur unseres Landes geworden. 
Ohne die Wehrpflicht wäre die Bundeswehr, wie wir sie kennen, nicht denkbar. Wer die Wehrpflicht 
abschaffen will, muß sich darüber im klaren sein, daß er die Bundeswehr in ihren wesentlichen 
Grundlagen verändert. Nicht von ungefähr war die „Geburtsstunde" der neuen deutschen Streitkräfte 
nach dem 2. Weltkrieg - nämlich der 12. November 1955 - der Geburtstag des preußischen 
Militärreformers General von Scharnhorst. An seine Ideen knüpfte die neugeschaffene Wehrkonzeption 
an. Danach wurde der „Bürger in Uniform" und mit ihm eine neue politische und geistige Basis 
geschaffen, auf der sich eine demokratische Wehrverfassung, demokratischer Geist in der Armee und im 
Verhältnis der Armee zum Staat entwickeln konnte. Die Einberufung der ersten 10.000 Wehrpflichtigen 
erfolgte am 1. April 1957. Damit begann die Aufstellung der Bundeswehr als Wehrpflichtarmee. Indes lag 
die Geburtsstätte der Idee der allgemeinen Wehrpflicht bekanntlich in Frankreich. General von 
Scharnhorst entlehnte seine Vorstellungen einem Satz einer Denkschrift des früheren französischen 
Kriegsministers Lazare Carnot: „tout citoyen est ne soldat" - „alle Bürger des Staates sind geborene 
Verteidiger desselben". 
Vorbild für Preußen war der im August 1793 gefaßte Beschluß der französischen Nationalversammlung, 
die Wehrpflicht (levee en masse) als Ausdruck des allgemeinen Volkeswillens einzuführen. Der 
Reformer Scharnhorst versuchte zwanzig Jahre später in Preußen - entsprechend dem französischen 
Vorbild - , Mißstände der Rekrutierung durch die allgemeine Wehrpflicht zu beheben. Die historische 
Folge war aber auch neben der Forderung, für alle Bürger gleiche Rechte und Pflichten in der Armee zu 
gewähren, die Absicht, Massenheere zu rekrutieren. Eine Möglichkeit, die gerade Diktaturen, wie „das 
Dritte Reich", mißbrauchten und dazu gern das Wort vom Bürger als geborenem Verteidiger des 
Vaterlandes benutzten. Im Nachkriegsdeutschland war die Wehrpflicht aber nicht nur eine Frage der 
streitbaren Demokratie, sondern sie hatte vor dem Hintergrund des Ost-West-Konfliktes auch eine 
militärpolitische Rekrutierungsfunktion. Die Vorgaben der westlichen Alliierten des 2. Weltkrieges, eine 
Armee von 500.000 Soldaten bereitzustellen, war mit längerdienenden Berufssoldaten nicht zu erfüllen. 
Um diese Umfangsverpflichtung zu garantieren, konnte nur eine allgemeine Wehrpflicht für die 
bundesdeutschen Streitkräfte in Frage kommen. Ein Rückblick bliebe unvollständig, würde er nicht auch 
die Leistungen der Bundeswehr und ihre Akzeptanz innerhalb der Gesellschaft erwähnen. Mit der 
verfassungsmäßigen Anbindung an das Parlament hebt sich die Bundeswehr deutlich ab von allen 
vorigen Streitkräften in Deutschland. Sie ist die erste deutsche Armee, in der soldatisches 
Selbstverständnis in Einklang mit Freiheit, Menschenwürde, Recht und Demokratie steht. 

Der Aufbau der Bundeswehr zu einer Armee in der Demokratie konnte nur gelingen, weil neben den vom 
Verfassungsgesetzgeber vorgesehenen Kontrollmechanismen und der engen Anbindung an das 
Parlament auch innerhalb der Bundeswehr von Anfang an die Werteordnung und das Menschenbild 
unserer Verfassung im Mittelpunkt stehen sollte. 
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Dazu bediente man sich der Konzeption der Inneren Führung und des Leitbildes des Staatsbürgers in 
Uniform. So bedeutet vier Jahrzehnte Bundeswehr auch vier Jahrzehnte Staatsbürger in Uniform. 
Die Geschichte der Bundeswehr ist eine Geschichte ihrer erfolgreichen Integration in Staat und 
Gesellschaft. Sie ist aber auch eine Geschichte erfolgreicher Kriegsverhinderung in der schwierigen Zeit 
des Kalten Krieges. Darüber hinaus kommt der Bundeswehr für die deutsche Einigung eine besondere 
Leistung zu: Die Auflösung der Nationalen Volksarmee der DDR, die anschließende Reduzierung der 
gesamtdeutschen Armee um ein Drittel und der Aufbau der Bundeswehr in den neuen Ländern. Hierbei 
wurden rund 3.000 Offiziere und 7.600 Unteroffiziere der ehemaligen NVA integriert und zu Soldaten der 
Bundeswehr ausgebildet. Knapp 300.000 Wehrpflichtige aus den neuen Ländern haben mittlerweile in 
der Bundeswehr gedient und erfahren, was eine Armee in der Demokratie ausmacht. Hierbei hat die 
allgemeine Wehrpflicht eine zusätzliche Funktion gewonnen; denn nichts bringt die innere Einheit der 
Deutschen mehr voran als der gemeinsame Dienst für das gleiche Ziel. 

Daneben nimmt die Bundeswehr aktiv an der Einigung Europas teil. Für den neuen Geist Europas 
stehen die Patenschaften zwischen deutschen, polnischen und tschechischen Verbänden sowie die 
positive Entwicklung der bi- und multinationalen Verbände. Da die internationale Verantwortung 
Deutschlands erheblich gewachsen ist, steht die Bundeswehr zugleich vor neuen Aufgaben. Unsere 
Streitkräfte müssen zur Landesverteidigung befähigt bleiben. Sie müssen aber auch im Bündnisrahmen 
zur Krisenreaktion fähig sein und schließlich für die Völkergemeinschaft zur Verfügung stehen, wenn 
entsprechende Hilfe erforderlich ist. Die vom Bundesverfassungsgericht festgestellte Entscheidungs­
kompetenz des Deutschen Bundestages für Auslandseinsätze der Bundeswehr bietet die Gewähr dafür, 
daß nicht leichtfertig deutsche Soldaten im Ausland eingesetzt werden. Es wird eine der wesentlichen 
Aufgaben der Bundeswehr sein, alle Voraussetzungen zu schaffen, damit solche Einsätze verantwortbar 
durchgeführt werden können. Was die Bundeswehr bereits heute schon leisten kann, zeigt der Einsatz 
unserer Soldaten im ehemaligen Jugoslawien. Bei meinen Besuchen in Kroatien und Bosnien war ich 
davon beeindruckt, wie sich unsere Soldaten mit ihrer ganzen Persönlichkeit und all ihrem Können 
einbringen, um den Menschen in dem von Kriegswirren heimgesuchten Land zu helfen. Es ist keine 
Frage, daß solche Einsätze gut ausgebildete Soldaten fordern. Es wäre aber falsch, daraus den Schluß 
zu ziehen, die Wehrpflicht habe damit ihre Berechtigung verloren. Zum einen werden Grundwehr­
dienstleistende ohnehin nur auf freiwilliger Basis an Auslandseinsätzen beteiligt und zum anderen darf 
der Begriff Wehrpflichtarmee nicht suggerieren, daß die Bundeswehr unprofessionell wäre. Da Gegenteil 
ist der Fall. 

Frau Claire Marienfeld 
Bild: VBK 51 
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Im übrigen wurde im Zuge der Verkürzung des Grundwehrdienstes auf 10 Monate auch für 
Wehrpflichtige die Möglichkeit geschaffen, den Wehrdienst auf bis zu 23 Monate zu verlängern. Damit 
steht ein Potential gut ausgebildeter Männer zur Verfügung, die in Auslandseinsätzen verwendet werden 
können. So haben zum Gelingen der Evakuierungsoperation „Libelle" in Tirana nicht zuletzt freiwillig 
längerdienende Wehrpflichtige beigetragen. Auch der Katastropheneinsatz an der Oder wäre ohne die 
engagierte Mitwirkung der mehreren Tausend Wehrpflichtigen nicht so erfolgreich verlaufen. Nach 
meiner festen Überzeugung sind die neuen Herausforderungen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur mit der 
Beibehaltung der Wehrpflicht zu erreichen, die nach aktuellen repräsentativen Umfragen auf hohe 
Zustimmung der Bevölkerung stößt. Fast 64 Prozent sprechen sich heute dafür aus, nur knapp 35 
Prozent für eine Freiwilligenarmee. Dies ist meines Erachtens eine sehr erfreuliche Entwicklung und 
bestätigt auch, daß wir die Wehrpflicht erhalten sollten. Allerdings darf nicht verkannt werden, daß sich 
für viele junge Menschen die Wehrpflicht als ein tiefer Eingriff in ihre individuellen Freiheitsrechte 
darstellt. In diesem Zusammenhang möchte ich an die Äußerung des Bundespräsidenten Roman Herzog 
anläßlich der Kommandeurtagung der Bundeswehr im November 1995 erinnern. Er stellte klar, daß für 
ihn die Wehrpflicht unabdingbar sei. Er stehe aber auch zur Verpflichtung des Parlamentes, sie 
glaubwürdig zu begründen, gerecht zu vollziehen und den Wehrdienst als die gegenüber dem Zivildienst 
vorrangige Pflicht öffentlich herauszustellen. Deshalb gilt es auch nach meiner Überzeugung, den Sinn 
der Wehrpflicht und den Wert der Wehrpflichtarmee in unserer Gesellschaft zu verdeutlichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
zwei wesentliche Aspekte sind für mich entscheidend, um an der Wehrpflicht festzuhalten: 
1. Beibehaltung der Wehrpflicht aus sicherheitspolitischer Sicht 

Seit 1990 ist in Europa eine völlig neue sicherheitspolitische Lage entstanden. Hiervon hat 
Deutschland zweifelsohne am meisten profitiert. Ein militärischer Konflikt in unserer unmittelbaren 
Nachbarschaft ist heute undenkbar. Dies ist unbestritten. Sind aber mit dem Wegfall der Ost-West-
Konfrontation alle Risiken für die Stabilität und den Frieden in Europa beseitigt? Ein Blick über den 
Globus ist ernüchternd. An die Stelle des ideologisch fundierten Ost-West-Konfliktes sind neue 
Brandherde getreten: im Kaukasus, auf dem Balkan oder im Nahen Osten, nur um einige zu nennen. 
Waren es damals geostrategische Überlegungen, so resultieren die folgenreichen Instabilitäten heute 
aus Armutswanderung, religiösen Fundamentalismen, politischem Separatismus und dem Zerfall 
staatlicher Ordnung. 
Die bedauerliche, aber unvermeidbare Erkenntnis aus diesen Fakten ist: 
So lange der Weltfrieden eine Wunschvorstellung bleibt und die archaischste Form der Konfliktlösung, 
der Krieg, immer wieder und unkalkulierbar auflebt, so lange gibt es für uns eine Bedrohung - nicht 
minder gefährlich, nur weniger konkret spürbar. 
In diesem Prozeß kommt der geostrategischen Lage Deutschlands als zentrale Landmacht im Hinblick 
auf das Zusammenwachsen Europas auch in Zukunft besondere Bedeutung zu. Sie verlangt den 
umfassenden Schutz des e i g e n e n Territoriums und staatlicher Integrität, aber auch einen Beitrag zu 
angemessener Risikovorsorge im Bündnisrahmen. Damit bleiben Landes- und Bündnisverteidigung -
unabhängig von der aktuellen sicherheitspolitischen Lage - weiterhin Kernaufgaben unserer Streitkräfte. 
Dieser primäre Auftrag der Bundeswehr ist es auch - nicht die Beteiligung Deutschlands an 
internationalem militärischen Krisenmanagement durch vereinte Nationen und NATO -, der die 
Beibehaltung der Wehrpflicht und den jetzigen Personalumfang unserer Streitkräfte zu begründen 
vermag. Für die Aufgabe als Verteidigungs- und Bündnisarmee hält die Bundesrepublik einen 
Friedensumfang von ca. 340.000 Soldaten für ausreichend. In Fällen einer Krise sind jedoch 
Aufwuchsfähigkeit und zeitgerechte Einsatzbereitschaft unverzichtbar. Mit dem geplanten 
Verteidigungsumfang von rund 680.000 Soldaten stellt die Bundesrepublik Deutschland dann die 
Hauptkräfte für die Bündnisverteidigung in Zentraleuropa. Dies ist ein wesentlicher Faktor des 
konventionell geprägten Gewichts im Bündnis und ein tragendes Element der Stabilität in Europa. Die 
Aufwuchsfähigkeit der Bundeswehr ist aber nur möglich, wenn die allgemeine Wehrpflicht beibehalten 
wird. Allein durch eine Wehrpflichtarmee, mit der erforderlichen Mischung aus Berufs- und Zeitsoldaten, 
Grundwehrdienstleistenden und Reservisten, lassen sich die vorrangigen Aufgaben der Landes- und 
Bündnisverteidigung erfüllen. Nur die Wehrpflichtarmee ist in der Lage, hierfür genügend Reservisten 
entsprechend gut auszubilden. Dies bedeutet, die Wehrpflicht ist ein besonders wichtiger Faktor sowohl 
für die Sicherheitsvorsorge Deutschlands, aber auch für das Bündnis als Ganzes. Hierdurch erfüllt unser 
Land auch seine Verpflichtungen dem Staatsbürger und dem Bündnis gegenüber. Mit Blick auf die 
jüngsten französischen Reformen, in denen die Wehrpflicht nur noch eine symbolische Funktion haben 
wird, gebe ich zu bedenken, daß jedem Land seine eigene Geschichte, seine eigenen Erfahrungen und 
seine eigene politische Sichtweise zugestanden werden muß. 
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Frankreich hat eine Akzentverlagerung in Richtung einer Interventionsarmee vorgenommen, eine 
Entscheidung, die verständlicherweise nicht dem politischen Verständnis von einer Rolle der Streitkräfte 
in Deutschland entsprechen kann. Auch die Erfahrungen der Belgier und Niederländer mit ihren 
Freiwilligenstreitkräften zeigen bereits, daß diese kein Modell für Deutschland sein können: 
Zunehmende Überalterung der Truppe, steigende Kosten, zurückgehendes Reservistenpotential und 
nicht zuletzt - es löst sich die Klammer zwischen Streitkräften und Gesellschaft auf. 

2. Gesellschaftspolitische Zielvorstellung der Wehrpflicht 
Die Wehrpflicht ist neben den sicherheitspolitischen Gründen wesentlicher Baustein für die 

Integration der Bundeswehr in die Gesellschaft. Sie lebt von dem Gedanken, daß der Schutz von 
Freiheit, Menschenwürde und Recht Angelegenheit und Pflicht aller Bürger ist und bleibt. Der allgemeine 
Wehrpflichtgedanke in der Bundesrepublik Deutschland knüpft an die freiheitlichen Traditionen der 
preußischen Reformen an. Auch heute haben für mich die folgenden positiven Aspekte der Wehrpflicht 
für den inneren Zustand der Streitkräfte uneingeschränkt Geltung: 

• Sie zwingt die militärischen Vorgesetzten zu ständig neuer Auseinandersetzung mit Vorstellungen 
und Zielen junger Staatsbürger; 

• sie schafft eine intelligentere und vitalere Armee, weil sie junge Staatsbürger aller Bildungsstufen 
erfaßt; 

• sie erleichtert der Bundeswehr die Gewinnung geeigneten Nachwuchses für Zeit- und 
Berufssoldaten; 

• sie führt zu einer intensiven gesellschaftlichen Kontrolle über die Bundeswehr, weil Söhne, 
Geschwister, Freunde und Kollegen in ihr dienen und so das kritische Interesse an der Bundeswehr 
wächst. 

Damit wird verhindert, daß die Streitkräfte zu einer reinen Dienstleistungsagentur für Sicherheit 
degenerieren oder, was im Falle der Entwicklung einer Berufs- oder Freiwilligenarmee zu befürchten ist, 
daß die Gesellschaft sich von der Bundeswehr entfremdet und das Interesse an den Streitkräften 
verliert. Nach meiner Auffassung läßt sich auch nur mit einer Wehrpflichtigenarmee der Schutz vor 
einem Mißbrauch der Streitkräfte ausschließen: die Hemmschwelle zum Einsatz einer Berufsarmee 
dürfte niedriger liegen als zum Einsatz einer Armee, in der Wehrpflichtige dienen. 
Die Wehrpflichtarmee zwingt schließlich die militärischen Vorgesetzten zu ständig neuen 
Auseinandersetzungen mit Ideen, Vorstellungen und Zielen junger Bürger. Die Wehrpflichtigen wachsen 
zugleich in ihre Rolle als mündige Staatsbürger in Uniform hinein. Auch nach Beendigung ihrer 
Dienstzeit setzen sich die Wehrpflichtigen mit der Bundeswehr auseinander und tragen die in den 
Streitkräften gewonnenen Erlebnisse und Erkenntnisse in den zivilen Bereich. Dies fördert die 
Diskussion und die Auseinandersetzung, aber auch das Wissen der Gesellschaft um die inneren 
Zustände der Bundeswehr. Selbst wenn dabei nicht immer ein erfreuliches Bild gezeichnet wird, ist dies 
der Kontrolle dienlich und beugt einer Isolierung der Streitkräfte vor. Dies ist gut für die Streitkräfte. Der 
intensive Personalaustausch in der Bundeswehr mit jungen Männern führt aber auch zu einem 
geringeren Durchschnittsalter als bei den Berufsarmeen. Vielfach wird die Forderung nach einer 
Berufsarmee auch mit der Notwendigkeit zur „Professionalisierung" moderner Streitkräfte begründet. Ich 
bin dagegen der Auffassung, daß sich Professionalität und Wehrpflicht nicht gegenseitig ausschließen, 
sondern miteinander verzahnen lassen. So repräsentieren Wehrpflichtige die gesamte Bandbreite an 
Bildung, Ausbildung und Fähigkeiten der Bevölkerung. Damit erhalten die Streitkräfte die Möglichkeit, 
das vorhandene Potential an Intelligenz, Fähigkeiten und beruflicher Bildung der jungen Bürger zu 
nutzen. Sie profitieren von diesem Potential aber nicht nur bei den Wehrpflichtigen, vielmehr gewinnen 
sie aus ihm etwa 50 % des Führernachwuchses an Offizieren und Unteroffizieren. Die Wehrpflichtarmee 
schafft somit bessere Voraussetzungen für die Qualität und Professionalität der Führung in der 
Bundeswehr. Es ist deshalb nicht nur ein Schlagwort, wenn die Wehrpflichtigenarmee als die 
intelligentere Armee bezeichnet wird. Erst vor kurzem hat mir wieder ein Kommandeur mit Überzeugung 
gesagt, ohne Wehrpflichtige würde die Qualität unserer Armee sinken. Das kann keiner wollen. In der 
Bundeswehr mit ihrer flächendeckenden Präsenz haben in den 40 Jahren ihres Bestehens bereits mehr 
als 8 Millionen Wehrpflichtige gedient. Sie konnten damit ganz konkret erfahren, was unter dem Leitbild 
des Staatsbürgers in Uniform verstanden wird und was Innere Führung bedeutet. Diese Prinzipien 
machen heute nicht nur Selbstverständnis und Geist der Bundeswehr aus, sie sind auch zu einem 
Markenzeichen für die Armee des demokratischen Rechtsstaates geworden und gelten als Vorbilder für 
die Streitkräftereformen in den jungen Demokratien in Mittelost- und Südeuropa. Eine solche Tradition 
konnte sich nur in der Wehrpflichtarmee entwickeln. Die Wehrpflichtigen, in besonderem Maße die 
Reservisten, stellen vor diesem Hintergrund wichtige Multiplikatoren für das Bild der Bundeswehr in der 
Gesellschaft dar. 



v.l.n.r.: Oberstleutnant d.R. Reinhold Wenzel, Hauptfeldwebel Gerhard Stärk DBwV, Lieutenant Colonel Didier Fourcade, 
Lieutenant Colonel (R) Jean Francois Peltier, Herr Behnel (pers. Referent Frau Marienfeld), Oberst Gerhard Bronisch, 
Vizepräsident W B V V Mutschler, Generalmajor Rüdiger Drews, Oberst d.R. Dr. Rudolf Wandel 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wenn über die gesellschaftliche Akzeptanz des Wehrdienstes gesprochen wird, muß man sich 
klarmachen: der Wehrdienst ist kein Dienst wie jeder andere. Er verlangt vielmehr eine einzigartige 
staatsbürgerliche Pflicht: den Einsatz der Grundrechte Leben und Körperintegrität. Ihr liegt die 
Vorstellung zugrunde, daß es Pflicht der Staatsbürger ist, für den Schutz der Freiheit und 
Menschenwürde als den obersten Rechtsgütern der Gemeinschaft, deren personale Träger auch sie 
selbst sind, einzutreten. Sie findet ihre Rechtfertigung darin, daß der Staat, der Menschenwürde, 
Freiheit, Leben und Eigentum als Grundrechte anerkennt und schützt, dieser verfassungsrechtlichen 
Schutzverpflichtung gegenüber seinen Bürgern nur mit Hilfe eben dieser Bürger und ihres Eintretens für 
den Bestand der Bundesrepublik Deutschland nachkommen kann. Die allgemeine Wehrpflicht trägt 
damit entscheidend dazu bei, das Bewußtsein der gemeinsamen Verantwortung aller Bürger für unser 
Land zu stärken. In einer Zeit gewachsenen Anspruchsdenkens wäre es ein falsches Signal für die 
gesellschaftliche Entwicklung, wenn wir zukünftig von den jungen Staatsbürgern keinen Beitrag zur 
Sicherheit des Landes einfordern würden. Aus dieser Mitverantwortung dürfen wir die jungen Menschen 
nicht entlassen. Jede andere Entscheidung würde in einer Zeit, in der der Dienst an der Gemeinschaft 
klein, und Individualismus und Forderungen an den Staat groß geschrieben werden, ein falsches Signal 
setzen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich wiederum Bundespräsident Roman Herzog zitieren: er sagte 
anläßlich des Feierlichen Gelöbnisses am 31. Mai 1996 in Berlin: 
Zitat: 
„Wenn Sie heute feierlich versprechen, unserem demokratischen Staat zu dienen, unser Land zu 
schützen und Freiheit und Recht von uns allen tapfer zu verteidigen, dann geloben Sie in letzter 
Konsequenz auch, ernstfalls Ihre eigene Gesundheit und Ihr Leben für unser Land einzusetzen. Das ist 
das Besondere an Ihrem Dienst und das unterscheidet den Dienst in der Bundeswehr von jeder anderen 
Pflicht, die der Staat von seinen Bürgern einfordert. Deshalb ist der Dienst in der Bundeswehr auch von 
anderer Qualität als jeder andere Dienst in unserer Gesellschaft - mag er noch so wertvoll sein." Zitat 
Ende. 



Die Ableistung des Wehrdienstes hat also in besonderer Weise innere Zustimmung und Unterstützung 
der Bürgerinnen und Bürger verdient. Am selben Tag, als zum ersten Mal in Berlin ein Feierliches 
Gelöbnis der Bundeswehr in der Öffentlichkeit stattfand, das von heftigen Protesten, „Mörder-Mörder"-
Rufen und Gewalttätigkeiten begleitet war, besuchte ich einen Standort in der Nähe von Koblenz zu 
einem Feierlichen Appell anläßlich des 40-jährigen Bestehens eines Verbandes. Die Bevölkerung nahm 
rege Anteil, ganz ohne Protest und ohne beleidigende Äußerungen. Dies ist ein realistischeres Bild vom 
Verhältnis der Gesellschaft zur Bundeswehr und ihrer Akzeptanz bei den Menschen in unserem Land. 
Die „Armee unserer Söhne und Töchter" findet vielmehr - insbesondere seit den Friedensmissionen im 
Zusammenwirken mit unseren Partnern - breite Zustimmung in der Bevölkerung. Für die wehrpflichtigen 
jungen Männer heißt dies jedoch nicht, daß sie sich deshalb in gleichem Maße für den Wehrdienst 
entscheiden. Es besteht eine auffallende Diskrepanz zwischen dem hohen Ansehen der Bundeswehr als 
Institution und der Bereitschaft, Wehrdienst zu leisten. 

Damit spreche ich die Verweigerungsproblematik an. Die Verfassung gewährt nach Artikel 3 Abs. 3 
Dispens von der staatsbürgerlichen Wehrdienstpflicht nur aus Gewissensgründen, nicht aus gewissen 
Gründen. Eindeutig hat auch das Bundesverfassungsgericht judiziert, daß der Dienst in den 
Streitkräften, dem Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband nach Artikel 12 a Abs. 1 des 
Grundgesetzes die primäre Dienstpflicht ist, die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer kann und darf 
nur eine Ausnahme sein. Damit eröffnet das Grundgesetz kein Wahlrecht zwischen Wehrdienstpflicht 
und Kriegsdienstverweigerung. Trotzdem ist die Zahl der Kriegsdienstverweigerer von durchschnittlich 
rund 30 Prozent der Wehrpflichtigen eines Geburtsjahrganges nach wie vor sehr hoch. Wenngleich nach 
1995, einem Jahr, in dem durchschnittlich jeder dritte wehrpflichtige junge Mann es vorzog, Zivildienst zu 
leisten, die Kriegsdienstverweigererzahlen wieder leicht rückläufig sind, bereitet mir die Verweigerungs­
haltung Jugendlicher weiterhin Sorge. 

Entgegen der eindeutigen Vorstellungen des Grundgesetzes gehen viele junge Männer, aber auch weite 
Teile der Gesellschaft, von einer Wahlfreiheit zwischen Wehrdienst und Zivildienst aus. Vielfach nehmen 
junge Wehrpflichtige weniger aus Gewissensgründen als aus legitim empfundenen pragmatischen 
Überlegungen die vermeintliche Alternative zum Wehrdienst, den zivilen Ersatzdienst, in Anspruch. So 
begünstigen persönliche Motive, wie die freie Wahl des Zivildienstplatzes, zumeist in Heimatnähe, 
geregelte Arbeitszeit, finanzielle Vorteile und geringere Einschränkungen persönlicher Freiheiten, die 
Entscheidung für den Zivildienst. Diese Entwicklung entspricht der zunehmenden Individualisierung, wie 
sie auch in anderen Bereichen der Gesellschaft sichtbar ist. Wenn Vereine, Kirchen und Parteien über 
mangelnde Bereitschaft zu dauerhaftem Engagement klagen, so ist dies kein gutes Zeichen. Zwar gibt 
es auch positive Beispiele und viele Jugendliche engagieren sich in Einzelprojekten. Aber letztlich kann 
dies die Verantwortung für das Gemeinwesen, den Gesamtstaat, nicht ersetzen. Engagement für die 
Gemeinschaft, aber auch Zivilcourage, sind demokratische Tugenden, die immer wieder eingefordert 
und vorgelebt werden müssen. Manchmal ist es erschreckend zu sehen, wie wenig Kenntnis bei jungen 
Menschen über unser demokratisches Gemeinwesen vorhanden ist. In einer Diskussionsrunde sagte mir 
ein junger Mann, der für die Abschaffung der Bundeswehr plädierte - und dies darf er in unserem Staat -
man würde durch die Regierung mundtot gemacht. Ich glaube nicht, daß er verstanden hat, in welchem 
Staat er lebt. Meinungsfreiheit, deren Grenzen vom Bundesverfassungsgericht weit gezogen worden 
sind, politische Mitwirkungsmöglichkeiten auf allen Ebenen, umfangreiche Rechtsschutzmöglichkeiten 
und persönliche Freiheit waren in der deutschen Geschichte noch nie so umfassend wie im Staate des 
Grundgesetzes. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
als man in den 50er Jahren die vor dem Hintergrund jüngster Geschichte nicht leichte Entscheidung 
getroffen hat, wieder Streitkräfte in Deutschland aufzustellen, war dies auch von dem Bewußtsein 
getragen, daß Freiheit gesichert werden muß und keine Selbstverständlichkeit ist. Es ist ein in allen 
Lebensverhältnissen vorzufindendes Phänomen, daß man den Wert dessen, was man besitzt, nicht 
richtig zu schätzen weiß. Ich wünsche mir, daß sich auch die heranwachsende Generation - aber nicht 
nur diese - bewußt ist, welch hohes Gut es ist, in Frieden und Freiheit leben zu können, und daß sie 
auch bereit ist, ihren Beitrag dazu zu leisten. 

Hierzu muß allerdings die Wehrpflicht attraktiver werden. Es reicht nach meiner Meinung aber nicht 
mehr aus, allein darauf hinzuweisen, daß die Wehrpflicht vom Gesetzgeber gewollt ist. Die sicherheits-
und gesellschaftspolitischen Gründe der Inpflichtnahme, ihre Dauer und Ausgestaltung müssen den 
jungen Menschen besser erläutert und verdeutlicht werden. Darauf haben sie meiner Auffassung nach 
einen Anspruch. Nur wer den Sinn und den allgemeinen Nutzen des Grundwehrdienstes gerade in 
heutiger Zeit vermittelt, kann Verständnis verlangen und die Bereitschaft zur Pflichterfüllung fordern. 
Auch die Bundeswehr selbst muß ihren Teil dazu beitragen, das Bild des Wehrdienstes und damit 
dessen Ansehen zu verbessern. 
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Eine fordernde Ausbildung, eine sinnvolle, in der Öffentlichkeit als solche auch spürbare Gestaltung des 
Dienstes, eine bessere Verzahnung mit zivilen Ausbildungsgängen, ordentliche soziale 
Rahmenbedingungen und ein vernünftiger Umgangston, das sind auch für mich Aspekte, die für sich 
werben. Die Entscheidung wird nur dann für den Wehrdienst fallen, wenn der junge Staatsbürger 
erkennt, daß er bereits bei der Erfassung und Musterung Respekt erfährt, als Soldat in den Streitkräften 
gut geführt und ausgebildet sowie entsprechend seinen Fähigkeiten verwendet und sein Dienst geachtet 
und anerkannt wird. Am Ende ihres Wehrdienstes sollen die jungen Soldaten mit dem Gefühl nach 
Hause gehen können: „Der Dienst in der Bundeswehr war nötig, interessant und sinnvoll. Er hat mir auch 
etwas gebracht." Gestatten Sie mir hier jedoch noch den kritischen Hinweis, daß die alleinige 
Konzentration auf die Wehrpflichtigen unzureichend wäre. Diese brauchen zufriedene Vorgesetzte und 
keine überbelasteten Kompaniechefs und Einheitsführer oder mit ihrem anspruchsvollen Auftrag 
alleingelassene Unterführer. Die Bundeswehr muß also für alle Soldaten attraktiv sein. Durch das 
Wehrrechtsänderungsgesetz vom 15. Dezember 1995 hat der Gesetzgeber die materielle Lage junger 
Soldaten deutlich verbessert und die Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr erhöht. Ergänzend 
hierzu hat das Bundesministerium der Verteidigung am 11. März 1996 die Leitlinie zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen und Steigerung der Attraktivität des Wehrdienstes erlassen, um auch die ideellen 
Anreize zur Ableistung des Wehrdienstes zu stärken. Dies entspricht meiner Feststellung, daß nicht nur 
materielle Verbesserungen erforderlich sind, sondern daß der Umgang mit den jungen Menschen und 
die Dienstgestaltung mindestens gleich wichtig für deren Bereitschaft zum Dienst in der Bundeswehr ist. 
Unterrichtung und Behandlung der Wehrpflichtigen durch das Kreiswehrersatzamt, Gestaltung des 
Grundwehrdienstes, zivile berufliche Weiterbildung sowie Reservistenarbeit als Schwerpunkte der 
Leitlinie sind auch aus meiner Sicht Bereiche, deren Pflege zu einer erhöhten Akzeptanz des 
Wehrdienstes beitragen werden. 

Zur Glaubwürdigkeit des fordernden Staates gehört neben den schon genannten Gesichtspunkten auch, 
daß er nicht einzelne belastet und andere nicht; er muß ein Höchstmaß an Wehr- und 
Dienstgerechtigkeit garantieren. Diese Aspekte sollten im politischen Diskurs über den richtigen Weg 
unserer Bundeswehr immer beachtet werden und einen hohen Stellenwert behalten. Dann dürfen wir 
hoffen, daß die Wehrpflicht dem jungen Menschen das Bewußtsein vermittelt, einen sinnvollen Beitrag 
zur Sicherheit und Freiheit zu leisten. 

v.l.n.r: Generalmajor Walter Jertz, Frau Marienfeld, Vizepräsident W B V V Mutschler, 
Generalmajor Rüdiger Drews, Landesvorsitzender Oberstleutnant d.R. Peter Eitze 

Bild: VBK 51 



Doch auch andere Rahmenbedingungen müssen in einer Wehrpflichtarmee Bundeswehr stimmen. Die 
beiden für mich wesentlichen möchte ich besonders hervorheben: 
1. Neustrukturierung der Bundeswehr 

Reduzierung der Streitkräfte, Hauptverteidigungskräfte, Krisenreaktionskräfte, Multinationalität, 
Verkürzung des Grundwehrdienstes und Auslandseinsätze sind Begriffe, die deutlich machen, was sich 
in der Bundeswehr geändert hat und welche Veränderungen unsere Soldaten bewältigen müssen. Die 
Grundsätze der Inneren Führung, die in enger Beziehung zu der Werteordnung des Grundgesetzes 
stehen, verlangen, daß bei allen für nötig befundenen Veränderungen der Soldat als Mensch und seine 
Familie nicht vergessen werden. Höchste Priorität haben daher sozialverträgliche Umsetzung von 
Strukturentscheidungen, Planungssicherheit, Einbeziehung in EntScheidungsprozesse und möglichst 
frühzeitige Information über Veränderungen. Lassen Sie es mich einmal etwas plakativ ausdrücken: 
Soldaten und ihre Familien dürfen nicht zum Spielball rasch wechselnder politischer Notwendigkeiten 
werden. Vielmehr ist Kontinuität angesagt. 

Die Verantwortlichen sind hier auch aus Eigeninteresse gefragt, wollen sie gutes Personal, engagierte 
und qualifizierte Soldaten für die Bundeswehr. Bei der Einbindung in multinationale Strukturen dürfen die 
Rechte unserer Soldaten nicht leiden. Grundrechte, Innere Führung, Beteiligungsrechte und 
Rechtsschutzmöglichkeiten sind Werte, die nicht aufgegeben werden dürfen. 
2. Finanzielle Mittel 

Wiederholt habe ich auf die Auswirkungen der Haushaltsentwicklung hingewiesen und deutlich 
gemacht, daß Einsparungen im Bereich der Bundeswehr eine deutlich negative Wirkung auf den inneren 
Zustand der Streitkräfte haben. Bei Besuchen in der Truppe spüre ich insbesondere, welche negativen 
Auswirkungen eine randgeschneiderte Personalstruktur und fehlende Mittel für nötige Investitionen, 
manchmal aber auch nur für einfaches Gebrauchs- und Verbrauchsmaterial, haben können. 
Um eine auch innerlich gefestigte Bundeswehr zu erhalten, ist es nach meiner Meinung unabdingbar, die 
dafür nötigen Haushaltsmittel zur Verfügung zu stellen. Eine einsatzfähige Bundeswehr mit motivierten 
und gut ausgebildeten Soldaten hat ihren Preis. Sicherheit gibt es nicht zum Nulltarif. 

Ich fasse abschließend zusammen: 
Die Wehrpflicht hat sich nach meiner Überzeugung bewährt. Die Bundesrepublik Deutschland sollte an 
der Option Wehrpflichtarmee festhalten; denn im Vergleich zu anderen Modellen überwiegen deren 
Vorteile deutlich: 
• durch die Wehrpflicht werden die Bürger wirklich und unmittelbar in die Aufgabe eingebunden, an der 

Verteidigung und Sicherung unserer Werteordnung mitzuwirken; 
• durch die Wehrpflicht werden die Streitkräfte in die demokratische Struktur unseres Landes am 

besten integriert, 
• durch die Wehrpflicht wird im Krisenfall die notwendige Aufwuchsfähigkeit der Armee garantiert und 

der Bundeswehr die personelle Ressource verschafft, aus der sich quantitativ ausreichender und 
qualitativ hochwertiger Nachwuchs für die Zeit- und Berufssoldaten schöpfen läßt. 

Dem ersten Bundespräsidenten Theodor Heuss wurde die Äußerung „die allgemeine Wehrpflicht ist das 
legitime Kind der Demokratie" zugeschrieben. Ich unterstütze diese Feststellung im wohlverstandenen 
Sinne dahingehend, auch heute von jungen Staatsbürgern unter den genannten Rahmenbedingungen 
einen Beitrag zur Mitverantwortung für unseren demokratischen Staat einzufordern. Allerdings sind noch 
erhebliche Anstrengungen erforderlich, um diese Wertschätzung des Dienens in der Bundeswehr und 
die Bereitschaft dazu in der Gesellschaft zu sichern. 
Ich hoffe und wünsche, daß meine diesbezüglichen Appelle in meinen Jahresberichten an die 
Institutionen, die sich mit jungen Menschen befassen, wie Bildungseinrichtungen, Kirchen, 
Gewerkschaften und Arbeitgeber, nicht ungehört verhallen. Nur vorbehaltlose Aufklärung und 
Wissensvermittlung über sicherheitspolitische Fragen, den Auftrag der Bundeswehr und ihre Einbindung 
in unsere Gesellschaft können dazu beitragen, daß der junge Mensch der Wehrpflicht wieder innerlich 
zustimmt und bereit ist, Dienst in den Streitkräften zu leisten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
mein Bestreben wird es auch in Zukunft sein, nach außen für gesellschaftliche Akzeptanz der 
Bundeswehr zu werben. Nach innen möchte ich dazu beitragen, daß die Grundrechte der Soldaten und 
die Grundsätze der Inneren Führung Maßstab und Richtschnur für die innere Ordnung der Streitkräfte 
bleiben und erlebbar sind. Denn nur so ist unsere Armee und der Dienst in dieser Armee glaubwürdig. 

Ich wünsche Ihnen für Ihre Arbeit weiterhin alles Gute und danke Ihnen sehr für Ihre Aufmerksamkeit. 
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